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1. Zweck und Zielsetzung
Die Raiffeisen Landesbank Südtirol (nachfolgend kurz "„RLB“" oder „Bank“) verfolgt im Sinne der Richtlinie 2007/36/EG und im Rahmen ihrer Investmenttätigkeit einen verantwortungsvollen und langfristig orientierten Ansatz.
Die Mitwirkungspolitik beschreibt die Grundsätze, nach denen die Bank Unternehmen überwacht, den Dialog mit Emittenten und Vermögensverwaltern führt sowie Stimmrechte ausübt. Mit ihrer Mitwirkungspolitik möchte die Bank dazu beitragen, dass die Unternehmen, in die sie direkt oder indirekt investiert, ihre Verantwortung in den Bereichen Umwelt, Soziales und Unternehmensführung (ESG) angemessen berücksichtigen und kontinuierlich weiterentwickeln
Ziel ist es,
· die langfristige Entwicklung der Unternehmen zu unterstützen, in die investiert wird,
· wesentliche ESG-Risiken und -Chancen angemessen zu berücksichtigen,
· verantwortungsvolle Unternehmensführung zu fördern,
· die Interessen der Bank und ihrer Kunden und Kundinnen zu wahren und
· einen Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung der Wirtschaft zu leisten.
Die Mitwirkungspolitik wird regelmäßig überprüft und bei Bedarf an neue gesetzliche, aufsichtsrechtliche oder organisatorische Entwicklungen angepasst.

2. [bookmark: _Toc194670274][bookmark: _Toc202188329][bookmark: _Toc204669951][bookmark: _Toc236837339]Anwendungsbereich
Die Mitwirkungspolitik gilt für die Investitionstätigkeiten der RLB, soweit die Bank selbst über entsprechende Einfluss- oder Mitwirkungsmöglichkeiten verfügt.
Dies betrifft insbesondere:
· Beteiligungen im Eigenportfolio der Bank,
· im Rahmen der Portfolioverwaltung gehaltene Beteiligungen, soweit die entsprechenden Rechte und Möglichkeiten bei der Bank liegen,
· Anlagen in Investmentfonds, soweit eine entsprechende Einflussnahme auf Fondsmanager oder andere verantwortliche Stellen möglich ist, sowie
· Beteiligungen und Anlagen im Zusammenhang mit dem Raiffeisen Offenen Pensionsfonds, soweit die Bank über entsprechende Mitwirkungs- oder Kontrollmöglichkeiten verfügt.
Bei ausgelagerten Vermögensverwaltungsmandaten berücksichtigt die Bank die Mitwirkungs- und Engagement-Aktivitäten der beauftragten Vermögensverwalter und stellt im Rahmen der vertraglichen Möglichkeiten geeignete Informationsflüsse sicher.

3. Grundsätze der Mitwirkung 
Die Bank konzentriert ihre Engagement-Aktivitäten und die Ausübung von Stimmrechten insbesondere auf ESG-Themen, die für die langfristige Entwicklung eines Unternehmens und für die Interessen der Investoren von besonderer Bedeutung sind.
Bei der Festlegung und Priorisierung von Mitwirkungsmaßnahmen berücksichtigt die Bank insbesondere:
· die Bedeutung und Wesentlichkeit des jeweiligen ESG-Themas,
· die Schwere und Dauer festgestellter Defizite,
· die Geschäftstätigkeit und den Wirtschaftssektor des Unternehmens,
· die Art und Höhe der Beteiligung bzw. des Investments,
· die bisherigen Engagement-Aktivitäten und deren Ergebnisse,
· die verfügbaren Informationen und Daten sowie
· die jeweilige Anlagestrategie und die Interessen der Kundinnen und Kunden.
Die Mitwirkung kann direkt durch die Bank oder – sofern vorgesehen und angemessen – indirekt über beauftragte Vermögensverwalter, Fondsmanager oder andere geeignete Stellen erfolgen.

4. ESG-Schwerpunkte
Die Bank legt in ihrer Mitwirkungspolitik besonderes Augenmerk auf ESG-Themen und ist der Ansicht, dass die Förderung dieser Themen bei den investierten Unternehmen sowohl positive Auswirkungen auf das sozioökonomische Umfeld haben als auch langfristig positive finanzielle Ergebnisse für die Investoren generieren kann.
Im Rahmen ihrer Mitwirkung legt die RLB insbesondere auf folgende Themenbereiche Wert.

Klima und Reduzierung von Treibhausgasemissionen
Die Bank unterstützt die Bemühungen der investierten Unternehmen zur Reduzierung von Treibhausgasemissionen und zur langfristigen Transformation ihrer Geschäftsmodelle.
Im Dialog mit Unternehmen können insbesondere folgende Aspekte thematisiert werden:
· transparente Berichterstattung über Treibhausgasemissionen, einschließlich Scope 1, Scope 2 und – soweit relevant und verfügbar – Scope 3,
· Maßnahmen zur Reduzierung des Energieverbrauchs und der Emissionen,
· Strategien und Maßnahmen zur Dekarbonisierung,
· der Einsatz erneuerbarer Energien,
· die Verbesserung der Energieeffizienz und
· die langfristige Ausrichtung der Unternehmensstrategie auf den Übergang zu einer emissionsärmeren Wirtschaft.
Die Bank berücksichtigt dabei auch die Bedeutung des Übergangs zu erneuerbaren und weniger emissionsintensiven Energiequellen.

Menschenrechte, Arbeitsrechte und internationale Standards
Die RLB misst der Achtung der Menschenrechte und der Rechte der Arbeitnehmenden eine hohe Bedeutung bei.
Im Rahmen ihrer Mitwirkung berücksichtigt die Bank insbesondere die Grundsätze des UN Global Compact sowie die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen.
Im Mittelpunkt stehen insbesondere:
· Achtung der Menschenrechte,
· Achtung der Rechte der Arbeitnehmenden,
· Schutz der Umwelt,
· Bekämpfung von Korruption.
Die Bank vermeidet Investitionen in Unternehmen, die wiederholt gegen diese Prinzipien verstoßen. Die Bank führt Engagement-Aktivitäten oder übt ihr Stimmrecht gegenüber den Emittenten direkt oder indirekt aus, um die Wahrscheinlichkeit von Verstößen durch die investierten Unternehmen zu verringern.

Verantwortungsvolle Unternehmensführung 
Die Bank legt besonderes Augenmerk auf die angemessene Zusammensetzung der Unternehmensorgane in den investierten Unternehmen (z. B. Verwaltungsrat, Aufsichtsrat usw.) mit besonderem Bezug auf Kompetenzen, Unabhängigkeit und Geschlechtervielfalt. 
Im Rahmen ihrer Mitwirkung berücksichtigt die Bank daher insbesondere Folgendes:
· Die Mitglieder der Unternehmensorgane verfügen über angemessene Kompetenzen für ihre jeweilige Rolle und das Unternehmensgeschäft.
· Der Verwaltungsrat weist eine angemessene Anzahl unabhängiger Berater auf, unter Berücksichtigung der geltenden gesetzlichen Anforderungen.
· Gewährleistung einer ausgewogenen Geschlechterrepräsentation in den Unternehmensorganen, unter Berücksichtigung der geltenden gesetzlichen Anforderungen.

[bookmark: _Toc194672981][bookmark: _Toc236837350]Umstrittene Waffen
Die Bank strebt an, die internationale Produktion von umstrittenen Waffen zu reduzieren. Dabei handelt es sich um Waffen, die unangemessene und unverhältnismäßige Auswirkungen haben und unbeabsichtigte Schäden bzw. Verletzungen sowohl bei Militärangehörigen als auch bei Zivilisten verursachen können. Insbesondere handelt es sich um Waffen, die vom Atomwaffensperrvertrag und der Konvention über das Verbot biologischer Waffen sowie später von den Pariser (chemische Waffen), Ottawa (Anti-Personenminen) und Oslo (Streubomben) Konventionen verboten wurden. 
Die Bank wendet außerdem das Gesetz Nr. 220 vom 9. Dezember 2021 an, das jede Art der Finanzierung von Unternehmen verbietet, die direkt oder indirekt mit der Produktion umstrittener Waffen in Verbindung stehen.

[bookmark: _Toc236837351]Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmenden
Die Bank betrachtet die Beachtung der Menschenrechte als besonders wichtig, wie sie im Artikel 30 der UNO-Menschenrechtserklärung festgelegt sind. Insbesondere überwacht die Bank die Einhaltung des in Artikel 3 dieser Erklärung enthaltenen Prinzips durch die beteiligten Unternehmen, das das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit einer Person umfasst. Dieses Prinzip äußert sich in Maßnahmen zur Sicherung von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmenden bei der Ausübung ihrer Tätigkeiten. Der Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stellt einen der Hauptfaktoren für Unternehmensverantwortung dar. 
Von besonderer Bedeutung sind dabei insbesondere: 
· angemessene Maßnahmen zur Vermeidung von Arbeitsunfällen,
· geeignete Gesundheits- und Sicherheitsstandards,
· Schulungen und Präventionsmaßnahmen sowie
· die angemessene Berücksichtigung entsprechender Standards innerhalb der Lieferkette, soweit relevant.

5. [bookmark: _Toc236837352]Überwachung und Bewertung 
Die Bank überwacht kontinuierlich die ESG-Positionierung der relevanten Unternehmen und Anlagen im Rahmen der bestehenden Überwachungs- und Anlageprozesse.
Dabei werden – soweit verfügbar und relevant – unterschiedliche Informationsquellen berücksichtigt, insbesondere:
· Nachhaltigkeits- und Unternehmensberichte,
· ESG-Daten und ESG-Ratings,
· relevante Nachhaltigkeitsindikatoren,
· Informationen zu wesentlichen ESG-Risiken,
· Informationen von externen Datenanbietern,
· Informationen von Fondsmanagern und Vermögensverwaltern,
· Unternehmensinformationen und öffentliche Quellen sowie
· Ergebnisse früherer Engagement-Aktivitäten.
Auf Grundlage dieser Informationen können wesentliche ESG-Risiken oder Verbesserungsmöglichkeiten identifiziert werden.
Sofern dies angezeigt ist, kann die Bank anschließend einen Dialog mit dem betreffenden Unternehmen, Fondsmanager oder Vermögensverwalter aufnehmen oder – soweit möglich – die Ausübung von Stimmrechten entsprechend berücksichtigen.

6. Engagement und Dialog 
Engagement bedeutet für die RLB den konstruktiven Dialog mit Unternehmen, Fondsmanagern oder anderen relevanten Marktteilnehmern, um festgestellte ESG-Themen anzusprechen und Verbesserungen anzuregen.
Ein Engagement kann insbesondere dann erfolgen, wenn:
· wesentliche ESG-Risiken oder Defizite festgestellt werden,
· ein Unternehmen gegen die in dieser Mitwirkungspolitik genannten Grundsätze verstößt,
· Verbesserungsbedarf bei der Nachhaltigkeitsstrategie besteht oder
· eine konkrete Möglichkeit besteht, durch den Dialog eine positive Entwicklung zu unterstützen.
Der Dialog kann bilateral oder – soweit sinnvoll – gemeinsam mit anderen institutionellen Investoren oder im Rahmen entsprechender Investoreninitiativen erfolgen.
Die Ziele eines Engagements werden unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation festgelegt. Dabei können beispielsweise Verbesserungen bei Transparenz, Governance, Klimastrategie oder sozialen Standards angestrebt werden.
Die Bank berücksichtigt bei der weiteren Vorgehensweise auch die Ergebnisse und Fortschritte aus vorangegangenen Dialogen.

7. Ausübung von Stimmrechten
Soweit der RLB Stimmrechte zustehen oder diese wirksam übertragen wurden, übt die Bank diese unter Berücksichtigung der Grundsätze dieser Mitwirkungspolitik und der jeweiligen Anlagestrategie verantwortungsvoll aus.
Bei der Ausübung von Stimmrechten berücksichtigt die Bank insbesondere:
· die langfristige Entwicklung des Unternehmens,
· die Bedeutung des jeweiligen Abstimmungsthemas,
· relevante ESG-Aspekte,
· die Anlagestrategie,
· die Bedeutung der Beteiligung sowie
· gegebenenfalls vorangegangene Engagement-Aktivitäten.
Die Ausübung der Stimmrechte kann direkt durch die Bank oder – soweit vorgesehen – durch beauftragte Vermögensverwalter oder andere geeignete Dienstleister erfolgen.
Bei der Portfolioverwaltung werden die jeweiligen Rechte und Verantwortlichkeiten des Kunden bzw. der Kundin berücksichtigt. Bei ausgelagerten Vermögensverwaltungsmandaten richtet sich die Stimmrechtsausübung nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen und gesetzlichen Anforderungen.
Für Anlagen des Raiffeisen Offenen Pensionsfonds können Engagement-Aktivitäten und die Ausübung von Stimmrechten entsprechend den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen auf den beauftragten Vermögensverwalter übertragen werden. Die RLB berücksichtigt die vom Vermögensverwalter bereitgestellten Informationen im Rahmen ihrer Überwachung.

8. [bookmark: _Toc236837357][bookmark: _Toc191980784][bookmark: _Toc194672992]Interessenkonflikt
Die RLB berücksichtigt bei ihren Engagement-Aktivitäten und bei der Ausübung von Stimmrechten mögliche Interessenkonflikte.
Ziel ist es sicherzustellen, dass Mitwirkungsmaßnahmen im Einklang mit den geltenden gesetzlichen Anforderungen sowie im Interesse der Anleger und Anlegerinnen sowie Kunden und Kundinnen durchgeführt werden.
Für die Identifikation, Prävention und den Umgang mit Interessenkonflikten gelten die einschlägigen internen Regelungen der RLB zur Prävention und zum Umgang mit Interessenkonflikten.

9. Verantwortungsvolle Zusammenarbeit mit Vermögensverwaltern und Fondsmanagern
Soweit die RLB die Verwaltung von Vermögenswerten an externe Vermögensverwalter delegiert oder in Investmentfonds investiert, berücksichtigt sie deren Ansätze zur Mitwirkung und zum Engagement.
Im Rahmen der bestehenden vertraglichen Möglichkeiten wird darauf geachtet, dass relevante Informationen über Engagement-Aktivitäten und die Ausübung von Stimmrechten zur Verfügung gestellt werden.
Die RLB berücksichtigt diese Informationen bei der Überwachung ihrer Investments und bei der Beurteilung der Umsetzung ihrer Mitwirkungsgrundsätze.
Bei indirekten Anlagen über Investmentfonds berücksichtigt die RLB, soweit sie hierzu aufgrund ihrer Stellung und der jeweiligen vertraglichen Rahmenbedingungen in der Lage ist, die Engagement- und Stimmrechtsaktivitäten der jeweiligen Fondsmanager.

10. Transparenz und Berichterstattung
Die Mitwirkungspolitik und etwaige Änderungen werden innerhalb von 15 Tagen nach ihrer Annahme veröffentlicht und bleiben mindestens drei Jahre nach Ablauf ihrer Gültigkeit öffentlich zugänglich. Die Informationen über die Umsetzung der Mitwirkungspolitik werden jährlich bis spätestens 28. Februar des Folgejahres veröffentlicht und bleiben mindestens drei weitere Jahre öffentlich zugänglich.

11. Governance und Verantwortlichkeiten
Die Gesamtverantwortung für die Mitwirkungspolitik liegt bei den zuständigen Organen der RLB.
Die operative Umsetzung erfolgt durch die jeweils zuständigen Organisationseinheiten unter Einbindung der relevanten Kontroll- und Überwachungsfunktionen.
Die Umsetzung wird regelmäßig überwacht und dokumentiert. Wesentliche Entwicklungen und Abweichungen werden den zuständigen Gremien berichtet.
Damit stellt die Bank sicher, dass die Mitwirkungspolitik in die bestehenden Governance-, Anlage- und Kontrollprozesse integriert ist.

12. Rechtlicher Rahmen
Die Mitwirkungspolitik berücksichtigt insbesondere die für die Bank relevanten europäischen und nationalen Vorschriften zur Aktionärsmitwirkung, zu nachhaltigkeitsbezogenen Offenlegungspflichten sowie zu verantwortungsvollen Investitionen.
Die Mitwirkungspolitik berücksichtigt insbesondere die Richtlinie 2007/36/EG über die Ausübung bestimmter Rechte von Aktionären an börsennotierten Gesellschaften in der jeweils geltenden Fassung sowie die einschlägigen Bestimmungen des italienischen Testo Unico della Finanza (TUF), insbesondere Art. 124-quinquies, und die hierzu erlassenen aufsichtsrechtlichen Bestimmungen der CONSOB. Für den Raiffeisen Offenen Pensionsfonds werden zudem die jeweils einschlägigen aufsichtsrechtlichen Vorgaben berücksichtigt.
Die Mitwirkungspolitik wird entsprechend den jeweils geltenden gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Anforderungen weiterentwickelt.
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